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VRE Hauptversammlung              

  Tampere, 12.-14. November 2008
Agenda Ref.: IV.1.4


Original in Englisch
ZUR ANNAHME 


EU-Kohäsionspolitik nach 2013
VRE-Position
Unter Berücksichtigung der von der Versammlung der Regionen Europas auf ihrer Hauptversammlung in Udine (Friaul-Julisch-Venetien, I) vom 8. November 2007 verabschiedeten Entschließung,
der vom VRE-Präsidium am 10. März 2008 in Frankfurt/Main (Hessen, D) angenommenen Position zur EU-Haushaltsüberprüfung,
der Arbeitsergebnisse der VRE-Taskforce zur Kohäsionspolitik nach 2013 seit ihrer Gründung im Juni 2007,
der VRE-Studie über die künftige Regionalpolitik 2014+ sowie der darin enthaltenen Empfehlungen
und auf allgemeinem Konsens unter den VRE-Migliedern aufbauend, dass:
1. eine Regionalpolitik der Europäischen Union unverzichtbar ist und weder eine Renationalisierung noch offene Koordinierungsmethoden als geeignete Mittel angesehen werden können, wenn künftig eine uneingeschränkte Einhaltung der Kohäsions- und Subsidiaritätsgrundsätze gewährleistet werden soll;
2. dem Konzept des territorialen Zusammenhalts
 verstärkte Aufmerksamkeit gewidmet werden muss, damit die EU-Regionalpolitik die Förderung des Ziels der (sozial, wirtschaftlich und ökologisch) nachhaltigen Entwicklung unserer Gemeinschaften ernsthaft verfolgen kann;
3. gemäß dem Subsidiaritätsprinzip demokratisch gewählten Politikern bei der Zuteilung und Verwaltung von EU-Mitteln Mitsprache einzuräumen ist, um die Effizienz zu verbessern und den Regionen die Mittel zur Umsetzung der Ziele von Lissabon und Göteborg bereitzustellen;
4. territorialer Zusammenarbeit und territorialen Netzwerken nach 2013 höhere Priorität eingeräumt werden sollte, um auf den umfangreichen in ganz Europa bereits gesammelten Erfahrungen aufzubauen und neue Partnerschaften zu fördern, die Innovation und kontinuierliche Verbesserung in den Regionalverwaltungen unterstützen;
5. ein Ausbau der Synergien zwischen der künftigen EU-Regionalpolitik und anderen Gemeinschaftsmaßnahmen erforderlich ist, um eine optimale Investition zu gewährleisten und die Effizienz zu erhöhen. Insbesondere der Europäische Sozialfonds sollte regionalisiert und nach Regeln funktionieren, die an die des EFRE angelehnt sind, um maßgeschneiderte Ansätze zu ermöglichen, die die tatsächlichen Probleme der Regionen in Schlüsselbereichen wie Beschäftigung, Humankapital, Armut, Wohnraum usw. angehen;
beschloss der Vorstand der Versammlung der Regionen Europas folgende Zusätze:
6. die künftige EU-Regionalpolitik sollte weiterhin im gesamten EU-Raum sowohl die Konvergenz als auch die nachhaltige Entwicklung fördern; 
7. folglich sollten die Mittel der Strukturfonds in gleichem Ausmaß für die Agenda von Göteborg wie für die Agenda von Lissabon bereitgestellt werden. Angesichts von Klimawandel und allgemeinen Umweltanliegen scheint es in der Tat angebracht, Göteborg gleichermaßen als eine Grundvoraussetzung für regionale Entwicklung zu betrachten; 
8. außerdem sollten alle Regionen, in unterschiedlichem Ausmaß, in den Genuss von EU-Förderungen kommen und zu diesem Zweck sollten, neben dem BIP, neue Indikatoren berücksichtigt werden, um bei der Ermittlung der förderfähigen Regionen und des Förderumfangs sowie der Evaluierung der Politik feinere Abstimmungen vornehmen zu können;
9. bezüglich der künftigen territorialen Zusammenarbeit bedeutet dies, dass ihr Aufgabenkreis ausgeweitet werden sollte, um vermehrte Aufmerksamkeit für Gesundheit und soziale Angelegenheiten als integrale Bestandteile der Lissabon-Strategie und den Aufbau dauerhafter Stadt-Land-Partnerschaften zu gewährleisten; 

10. des Weiteren sollte die künftige territoriale Zusammenarbeit über den reinen Austausch von bewährten Praktiken hinausgehen: Pilotaktionen und konkrete Aktivitäten zur gemeinsamen Durchführung sowie die Beteiligung privater Akteure - als vollwertige Partner - sollten möglich sein. Darüber hinaus sollte es eine weitere Priorität sein, dass Drittstaaten weitestgehend in die territoriale Zusammenarbeit einbezogen werden; 

11. auf politischer Ebene sollten die Synergien zwischen der GAP und der Kohäsionspolitik verstärkt werden, um eine multifunktionale Entwicklung ländlicher Gebiete zu unterstützen - die EU-Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums sollte, mit dem gesamten Haushalt, in die EU-Kohäsionspolitik integriert werden, wobei durch gemeinsame Strategiepläne bereits in der Programmplanungsphase die Kohärenz gesteigert werden könnte.
Diese VRE-Position wird die Ergebnisse bevorstehender politischer Debatten, innerhalb und außerhalb der VRE, aufnehmen und im Rahmen der Diskussionen im Jahr 2009 mit den betreffenden Institutionen über die künftige Kohäsionspolitik die Hauptdiskussionsgrundlage der VRE bilden. Sie wird mit konkreten technischen Vorschlägen bezüglich der Umsetzung der künftigen EU-Regionalpolitik und ihrer Vereinfachung ergänzt. 

Beim VRE Vorstand am 11.06.2008 angenommen, 

Wroclaw, Dolnoslaskie (PL)
� Die VRE-Definition des Begriffs „territorialer Zusammenhalt“ ist einem dem VRE-Vorstand zur Annahme vorgelegten Papier zu entnehmen.
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